
Wohnungsnot treibt die SPD um
Der neue Generalsekretäç MdB Uli Grötsch, beim Jahresempfang der Kreistagsfraktion
Lantlkre is. Als ,,größte Heraus-

fordemng" für die politische Arbeit
im Landkreis bezeichnete SPD-
Kreis- und Flaktionsvorsitzender
Rainer Hummel die Schaffung fi-
nanzierbaren Wohnraumes für sozi-
al Schwächere und für anerkannte
Flüchtlinge - in dem Bewusstsein,
dass dem Landkreis bei dieser The-
matik weitgehend die Hände ge-
bunden sínd. weil Wohnungsbau in
die Zustândigkeit der Kommunen
fällt. Auch der Gastredner beim
Jahresempfang der SPD-Kreistags-
{raktion anl Mittwochabend in
Wenzenbach, tler Bundestagsabge-
ordnete aus dem Landkreis Neu-
stadt an der lValdnaab, Uli Grötsch,
nannte den sozialen Wohnungsbau
neben der Sicherung eines vernünf-
tigen Rentenniveaus ein herausra-
gendes Ziel der SPD-Politik auf
Bundesehene.

hn Saal cler Gaststätte Zum
Kneißl in nnmittelbarer Nachbar-
schaft des Sportplatzes in Wenzen-
bach hatten sich gut clrei Dutzend
Gäste eingefunden, die zu clem nach
einigcn Jahren Pause wiederbeleb-
ten Jahresempfang del Kleistags-
fraktion cler SPD eingeladen rvor-
den rvalen. Neben Politprominenz
rvie dem ehemaligen Staatssekretär'
Dr'. Albert Schmitl aus Laaber und
Landrätin Tanja Schweigert¡r'aren
etliche Vertreter von Organisatio-
nen und Verbäncien erschienen.
Kreis- und F\'aktionsvolsitzender
Rainel Hummel sagte, clie Veran-
staltung gelte vol aliem dem gegen-
seitigen Austausch uncl Gesprâchen
in,,lockerel Atmosphäre".
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i I Lob für Arbeit der
bunten Koalition
In einem kurzen Riickblick auf

drei Jahre bunter Koalition im
Lanclkreis lobte Hummel die Zu-
sammenarbeit der insgesarnt fünf

Der neue Ceneralsekretär der Bayern-
SPD, Bundestagsabgeordneter Uli
Crötsch aus Neustadt an der Wald-
naab (links) machte sich für den sozia-
len Wohnungsbau und ein stabiles
Rentenniveau stark. (Fotos: Hossfeld)

siert", sagte er, erinnerte aber an
,,das Dauerthema", das clie größte
He¡ausforderung für den Landkreis
da¡stelle: die Schaffung sozialen
Wohnraums, um der Vielzahl an zu-
ziehenden Familien und anerkann-
ten Fiüchtlngen ein Dach über dem
Kopf zu verschaffen. ,,Wenn eine
Region so dynamisch ist, wie Re-
gensburg, müssen wir darauf ach-
ten, dass es immer welche gibt, die
nicht Schritt halten können", sagte
der K¡eisvorsitzende. Er schränkte
allerclings auch ein, dass es nicht
Aufgabe des Landkreises sei, für
Wohnraum zu sorgen, weil der Ge-
setzgeber dafür eindeutig die Kom-
munen in die Fflicht nehme.

Landrâtin Tanja Schweiger nahm
diesen Faden in ihrem kurzen Gruß-
wort auf und bestätigte das ,,hohe
Mietniveau" bei gleichzeitig fehlen-
den Leerständen im Wohnungsbe-
reich. Vo¡ allm A¡beitslose und

Flüchtlinge drohten abgehängt zu
werden, weil der Staat bei den Kos-
ten der Unterbringung nicht den
ständig steigenden Mietpreisen foi-
ge: ,,Die Vermieter akzeptieren
nicht, dass wi¡ im Schnitt rund 150
Euro weniger Beihiife zahlen kön-
nen, als die Miete kosten würcle",
rechnete sie vor. An den Gastredner
des Abends, den Bundestagsabge-
ord¡eten und vor einer Woche zum
neuen Generalsekretär der Bayern-
SPD gewählten Uli Grötsch, adres-
sierte Schweiger die Forderung:
.,Der Bundestag muss sich hier um
eine anständige Lösung bemühenl ".

f "Nicht attes
perfektin Bayern"
Nachdem auch der Hausherr,

Wenzenbachs BüLrgermeister Sebas-
tian Koch, bemängelt hatte, dass
seine Gemeinde wegen der hohen
Quadratmeterpreise in Regensburg
zu ,,einem Vorort" cler Domstadt zu
mutieren d¡ohe - weshalb Wenzen-
bach neuerdings Baugebiete wieder
selber überpiane, um sozialere Prei-
se zu ermöglichen (durchschnittlich
wü¡den in Wenzenbach schon 350
Euro genommen) - übernahm
Grötsch.

Das Thema Wohnungsnot fügte
sich gut in das Motto sein'er Rede
,,Bayern vor großen He¡ausforde-
rungen". Zwar lobte er die Bundes-
republik für ihr Engagement bei cler
Aufnahme der Flüchtlinge - ,,Das
wäre in keinem anderen Land mög-
lich gewesen" - meinte aber, in Hin-
blick auf Bayern, dass ,,nicht alles
perfekt" sei angesichts von rund 1,4
Millionen A¡men, darúnter 400.000

Kindern. Deshalb sei es wichtig,
dass die SPD bei der Bundestags-
wahl am 24. September den Sieg
davontrage, sagte Grötsch. Denn im
Gegensatz zur Union. die beispiels-
weise bei den Renten zunehmentl
auf private Vorsorge setze, würden
in der SPD-trÌaktion Ve¡bessemn-
gen diskutiert, die der Staat tragen
sollte.,,Neben einem Rentensiche-
rungsniveau von 48 Prozent muss
vol allem sichergestellt welden,
dass jeder, de¡ 45 Jahre lang gear-
beitet hat, abschlagsfrei. in Rente
gehen kann", forclerte Grötsch. Pt'i-
vate Volsorge, wie sie die Union for-
dere, könne sich hingegen ange-
sichts der steigenden Kosten für
Mieten kaum noch jemand leisten.
Er lobte Bürgermeister Koch füLr ein
soziales Wohnulgsbauprojekt im
Ortsteil Irlbach - ,,Das ist genau
das, was wi¡ brauchen! " - und kriti-
sierte zugleich den Fleistaat wegen
der ,,schrvachen Ausstattung" an
Förderung für den Wohnungsbau
cler Kommunen. ,,Nur 30 Prozent
Fördersatz - und das angesichts der
Tatsache, dass genùgend Geld da
ist!", klagte der Abgeordnete. Im
Bundestag werde schon lange nicht
meh¡ darüber diskutiert, wo tlas
Geld herkommen solle, das benötigt
werde, sondern wie die vielen Übei-
schüsse verteilt werden könnten.

,,Deutschland hat an tler Eurokri-
se über 100 Milliarden Euro ver-
dient", rechnete Grõtsch vor. Da
müsse mehr dafür getan werden,
dass die Menschen da wohnen blei-
ben können, wo sie schon immer ge-
wohnt hâtten und nicht wegen un-
bezahlbarer Mieten ,,ins Hinter-
land" abgeschoben würden. -mox-

Unter den gut drei Dutzend Zuhörern stellvertretender Landrat Hans Dechant
(links vorne), der ehemalige Staatssekretär Dr. Albert Schmid (hinter ihm) und
[andrätin Tanja Schweiger (hinter Schmid). Rechts vorne Wenzenbachs Bürger-
meister Sebastian Koch und dahinter Kreisvorsitzender Rainer Hummel.

Parteien: ,.Es ist schon viel

KOMMENTAR

Wohlfeile Forderung
T\ ie Forderrung nach bezaNba-
IJrem Wohnraum ist zu¡zeit
sehr populär. Allenthalben stei-
gen clie Mieten wesentlich schnel-
ler, als die Einkommen, was vor
allem in so genannten Boom-Re-
gionen wie Regensburg zu einer
Verdrängung der Menschen ftihrt,
die mit diesem Tempo nicht mehr
Schritt halten kônnen.

Die Forderung nach bezahlba-
rem Wohnraum ist aber auch
wohlfeil, rvenn sie von KreisPoÌi-
tikern e¡hoben wird, da dessen
Schaffung sich der Einflussnah-
me des Landkreises weitestge-
hencl entzieht. Die Kommunen
sincì hier gefordert, etwa auf der
Basis staatlich geförderten Woh-
nungsbaues Bauplätze auszuwei-
sen. Angesichts eines Fördersat-
zes vorì nur 30 Prozent (dazu 60

Prozent zinslose Kredite und zehn
Prozent Eigenleistung der Ge-
meinden) im Rahmen des Woh-
nungspaktes Bayern ziehen die
Gemeindeoberhäupter aber nicht
so, rvie sie sollen. Zumal ihnen

etwa bei BüLrgerversammlungen
oft auch Abìehnung der Búrger
entgegenschlägt, die keine Mehr-
familienhäuser in ihren Dörfern
wollen, weil sie eine ,,Verstädte-
rung" ihrer Gemeinden befüLrch-
ten. Oder ganz lapidar die Ver-
schattung ihrer Grundstücke
durch höhe¡e Häuser.

Auch das Argument, man wisse
ja, ,,weiches Volk" in sozial geför-
derte Wohmurgen einziehe, wird
vielfach laut und macht es fÍir die
Bürgermeister nicht einfacher,
entsprechend Bauland auszuweì-
sen. Schließlich wollen sie wie-
dergewählt werden.

Angesichts dieser Gemengelage
wird es wohl auch nach einer
eventuellen Machtübernahme im
Bund durch die SPD weitgehend
bei Lippenbekenntnissen zu die-
ser Problematik bleiben. Schließ-
lich sind die Sozialdemokraten
seit Jahren Mitglied der Regie-
rungskoalition. Viel geändert hat
das nicht an der Wohnungsnot'

Thomas Hossfeld


